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die Bezüge der Pfarrer auf die erwähnte Höhe zu bringen. 
HGreſetzſannnlung 1922 (Nr. 1234612849 )) . e 


ug 


Puuſiſhe Gefefammlung 


Jahrgang 1922 | Nr. 38. 


Jul alt: Geſetz zur weiteren Ergänzung des Geſetzes über die Bereitſtellung von Mitteln zur Aufbeſſerung des Dienſteinkommens 
halt: der katholiſchen Pfarrer vom 17. Dezember 1920, S. 279. — Berichtigung des Geſetzes zur Ergänzung und Ab- 
änderung der Wahlvorſchriften für die Provinzialräte, Bezirksausſchüſſe und andere Verwaltungsbeſchluß, und -ftreitbehörden vom 
25. Juli 1922, S. 280. — Verordn ung, betreffend Erfatz der Eintragungen in die in den Beſitz polniſcher Behörden gelangten 
Grundbücher des oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebietes, S. 281. — Verordnung über Anderungen des Beamten -Dienſteinkommens⸗ 
geſetzes und des Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes, ©. 281. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 


durch die Regierungsamtsblütter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 282. — Berichtigung, S. 282. 


Gr. 12346.) Geſetz zur weiteren Ergänzung des Geſetzes über die Bereitſtellung von Mitteln zur Auf⸗ 
beſſerung des Dienſteinkommens der katholiſchen Pfarrer vom 17. Dezember 1920 (Geſetz⸗ 
ſamml. 1921 S. 106). Vom 7. Auguſt 1922. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Die Artikel 1, 2, 4 und 5 des Geſetzes über die Bereitſtellung von Mitteln zur Aufbeſſerung 
des Dienſteinkommens der katholiſchen Pfarrer vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 106) 
erhalten folgende Faſſung: f 
2 5 . Artikel 1. ö 
(1) Um die biſchöflichen Behörden in die Lage zu verſetzen, die Beſoldungs⸗ und Nubegehalte- 


bezüge ihrer preußiſchen Pfarrer den veränderten Verhältniſſen entſprechend zu erhöhen, wird vom 


1. April 1920 ab ſeitens des Staates den biſchöflichen Behörden ein Betrag von jährlich 


41 500 000 Mark überweiſen. 


(2) Zu dieſer Rente tritt vom 1. Oktober 1921 an bis zur endgültigen geſetzlichen Regelung 


ein Zuſchlag von 200 vom Hundert. Für denſelben Zeitraum wird ein nichtrückzahlbarer Zuſchuß von 
jährlich 9 Millionen Mark den biſchöflichen Behörden gewährt, um einem Teile der Pfarrer die 
Aufrückung in die Gruppe 11 zu ermöglichen. Mr 


Artitel 2; 


Soweit die eigene Leiſtungsfähigkeit der Diözeſen und Kirchengemeinden nicht ausreicht, die 
Beſoldungs⸗ und Ruhegehaltsbezüge ihrer preußiſchen Pfarrer den Dienft- und Verſorgungsbezügen 
derjenigen unmittelbaren Staatsbeamten anzupaſſen, die ihre erſte planmäßige Anſtellung in einer 
Stelle der Beſoldungsgruppe 10 der ſtaatlichen Beſoldungsordnung finden, werden vom 1. April 1920 
ab bis zum 31. März 1925 ſeitens des Staates diejenigen Mittel vorſchußweiſe zur Verfügung 
geftellt, die über den im Artikel 1 bezeichneten Betrag hinaus alljährlich erforderlich werden, um 


BR 48 
Ausgegeben zu Berlin den 8. September 1922. 


— 


2 
Artikel 4. 5 See 


Bis zum 30. September 1924 iſt endgültig feſtzuſtellen, wieweit die eigene Leiſtungsfähigkeit 


der Diözeſen und Kirchengemeinden zur Deckung des für die Ausführung des im Artikel 2 be, 
zeichneten Bedarfs ausreicht. 3 a 
5 Artikel 5. 

Nach endgültiger Feſtſtellung der Leiſtungsfähigkeit der Diözeſen und Kirchengemeinden iſt über 
eine einem etwaigen Mehrbedarf entſprechende Erhöhung der Renten und die Verrechnung oder Er- 
ſtattung der vorſchußweiſe gezahlten Beträge vor Ablauf des Rechnungsjahrs 1924 eine geſetzliche 
Beſtimmung zu treffen. Eine Erhöhung der Rente hat rückwirkende Kraft vom 1. April 1920 ab. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaflungs- 
mäßigen Rechte des Staatsrats find gewahrt. 


Berlin, den 7. Auguſt 1922. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
hr Braun. g Boelitz, 
; ; ; zugleich für den Finanzminifter, 


Gr. 12347). Berichtigung des Geſetzes zur Ergänzung und Abänderung der Wahlvorſchriften für die 
8 Provinzialräte, Bezirksausſchüſſe und andere Verwaltungsbeſchluß⸗ und ſtreitbehörden vom 
25. Juli 1922 (Geſetzſamml. S. 195). Vom 31. Auguſt 1922. = 


Fe An: dem Geſetze zur Ergänzung und Abänderung der Wahlvorſchriften für die Propinzialräte, 


Begirksausſchüſſe und andere Verwaltungsbeſchluß. und -freitbehörden vom 25. Juli 1922 (Ge⸗ 
ſetzſamml. S. 195) lauten in der richtigen, vom Landtage beſchloſſenen Faſſung: 
I. § 4. Iſt für eine frei gewordene Mitgliedſtelle kein zum Nachrücken berufener Stellver- 
treter und auf dem Wahlvorſchlage kein Erſatznann vorhanden, fo hat eine Neuwahl 
für die frei gewordene Stelle ſtattzufinden. Die Wahl des neuen Mitgliedes wird von 
denjenigen Mitgliedern der Wahlkörperſchaft vorgenommen, die den Wahlvorſchlag unter 
ſchrieben haben, auf Grund deſſen das ausgeſchiedene Mitglied gewählt worden war. 
An die Stelle von ausgeſchiedenen Mitgliedern der Wahlkörperſchaft treten die Erſatz⸗ 
bete 
2. § 5 Abſ. 2. Die Wahlprüfung in dem durch Abſ. 1 geordneten Verfahren erſtreckt 
ſich, ſoweit Mitglieder des Stadtausſchuſſes oder anderer gleichgeſtellter Behörden nach 


den beſtehenden Vorſchriften als Mitglieder eines Magiſtrats oder als Beigeordnete der 


Beſtätigung unterliegen, nicht auf die Wahl zu dieſen Amtern. 
Berlin, den 31. Auguſt 1922. in, 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
5 Bur den Miniſter des Juſtern: Big as 
Braun. es a 8 
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en (Nr. 12348.) Verordnung, betreffend Erſatz der Eintragungen in die in den Beſitz polniſcher Behörden 


gelangten Grundbücher des oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebietes. Vom 16. Auguſt 1922. 


Des Preußiſche Staatsminiſterium berseönel gemäß Artikel 92 der Grundbuchordnung, was folgt: 


Für Grundſtücke des oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebietes, welche in den in den Beſitz der 
polniſchen Behörden gelangten Grundbücher verzeichnet find, gelten die SS 2 und 3 der Verordnung, 
betreffend Erſatz der Eintragungen in die im Beſitze der polniſchen e verbliebenen Grund⸗ 
bücher, vom 16. Juli 1920 (Gefetzſamml. S. 1 


Berlin, den 16. Auguſt 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
i am Zehnhoff. 


(Nr. 12349.) Verordnung über Anderungen des Beamten⸗ ‚Dienfteiitommensgefehes und des 1 
2 lehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes. Vom 21. Auguſt 1922. 


Das Staatsminiſterium hat auf Grund des Artikel 55 der Verfaſſung des Freiſtaats Preußen vom 
30. November 1920 in Übereinſtimmung mit dem im Artikel 26 der Verfaſſung vorgeſehenen Ständigen 
Ausſchuß des Landtags folgende Verordnung mit Geſetzeskraft erlaſſen: 


Artikel J. 
Das Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten (Beamten⸗ Dienſteinkommens⸗ 
gefeh) vom 17. Dezember 1920 (Gefetzſamml. 1921 S. 135) in der Faſſung der Verordnung über eine Er⸗ 
höhung der Ausgleichszuſchläge vom 28. Juli 1922 (Geſetzſamml. S. 249) wird wie folgt geändert: 
Im 8 18 erhält Abſ. 2 folgende Faſſung: 

Der Ausgleſchszuſchlag wird bis zur anderweiten Feſtſetzung durch den Staatshaushaltsplan 
oder durch beſonderes Geſetz für alle im Abſ. 1 genannten Bezüge gleichmäßig auf 305 vom 
Hundert feſtgeſetzt. 

Artikel II. 
Das Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 623) in der 
Faſſung der Geſetze vom 24. November 1921 (Geſetzſamml. S. 536) und 13. April 1922 (Geſetzſamml. S. 99) 
wird wie folgt geändert: 
295 81. 


an 6 Abſ. 2 2 wird der Einzahlungsbetrag für die Anrechnung privaten Schuldienſtes, von 3 000 Mark 
auf 8000 Mark für Lehrer und von 2700 Mark auf 7 200 Mark für Lehrerinnen erhöht. 
Der Abſ. 4 des 8 6 erhält folgende Faſſung: 
Die nach den bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen bereits erfolgte Anrechnung von Privat- 
ſchuldienſtzeit wird hierdurch nicht berührt. Soweit in der Zeit vom 1. Auguſt 1922 bis zum 
30. September 1922 noch Einzahlungen nach den bisherigen Vorſchriften geleiftet find oder werden, 
findet die Anrechnung der Privärſchindtenſtzelt nach den bisherigen Beſtimmungen ſtatt. 


2 


a. 


In den SS 41 Abſ. 1 unter bb, 42 Abſ. 1 unter b und 46 Ziffer 3 unter a wird der Betrag von 
4000 Mark durch 4 500 Mark erſetzt. Der gleiche Betrag it auch im § 41 Abſ. I unter ce und dd und 
im § 42 Abſ. 1 unter e und di anzuſetzen. 

In den SS 41 Abſ. 1 unter ce, 42 Abſ. 1 unter e und 46 Ziffer 4 unter a tritt an die Stelle des 
Betrags von 1 500 Mark der Betrag von 1800 Mark. Der Betrag gilt auch für § 41 Abſ. 1 unter fk 
und 8 42 Abſ. 1 unter k. i 
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§ 3. 
Der § 58 Abf. 3 erhält folgende Faſſung: N 

Die im § 46 Ziffer 3 bezeichneten Schulverbände (Schulgemeinden) haben auf die Seit vom 
1. Auguſt 1922 bis 31. März 1924 für jede dort genannte Schulſtelle einen Beitrag von jähr⸗ 
lich 7500 Mark nebſt einem Zuſchlag von 20 vom Hundert und die in Ziffer 4 bezeichneten Schul 
verbände (Schulgemeinden) für jede daſelbſt genannte Schulftelle auf den gleichen Zeitraum einen 
Betrag von jährlich 9 000 Mark nebſt einem Zuſchlag von 20 vom Hundert an die Landesſchul⸗ 
kaſſe an Stelle der geſetzlichen Vorausleiſtung zu zahlen. 


8 4. 
Im 8 47 Abſ. 3 werden auf Zeile 2,100 Millionen“ durch „200 Millionen“, auf Zeile 6 und 9 
„200 Millionen“ durch „400 Millionen“ erſetzt. 


Im SEI Abſ. 1 werden auf der vorletzten Zeile 100 Millionen durch 200 Millionen erſetzt. 


Artikel III. 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Auguſt 1922 in Kraft. 
Berlin, den 21. Auguſt 1922. 8 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Finanzminiſter: 


Braun. Boelitz. 


Bekanntmachung. 


ee i 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Gefehfamml. S. 357) find bekanntgemacht: i 
I.᷑. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. Juni 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde München -Gladbach für die Erweiterung des ſtädtiſchen 
Friedhofs an der Vierſener Landſtraße, durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 31 
S. 301, ausgegeben am 5. Auguſt 1922; 
28. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 27. Juli 1922, betreffend die Verleihung des 
KErnteignungsrechts an die Gemeinde Bullay im Kreiſe Fell (Moſel) für den Bau eines neuen 
Weges zur beſſeren Erſchließung von Weinbergen, durch das Amtsblatt der Regierung in Coblenz 
Nr. 36 S. 212, ausgegeben am 19. Auguſt 1922; f 1 
3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. Auguſt 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an das Eiſen⸗ und Stahlwerk Hoeſch, Aktiengeſellſchaft in Dortmund, für den 
Ausbau ihrer Werksaulagen, durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 34 S. 408, aus⸗ 
gegeben am 26. Auguſt 1922. 


e 82 5 ER - Berichtigung. „ 
Auf S. 226 iſt in Zeile 9 von unten ſtatt „1. Oktober 19220 zu ſetzen 101. Oktober 19210. | 


Er 5 ; Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. a 
Der Bezugspreis für die Preußiſche Geſetzſammlung iſt auf 40 Mark jährlich einſchließlich der geſetzlichen Jeitungsgebühr feſtge“ t. Der Preis für 
a nnzelne Stücke beträgt 1 Mark 20 Pfennig für den Bogen, für die Hauptfachverzeichnifſe 1806 bis 1883 50 Mark und 1 884 bis 1913 26 Mark. 
Beſtellungen find an die Poſtauſtalten zu richten. e 


